
Das Grossprojekt «Reform der 
Altersvorsorge 2020» umfasst 
nicht nur eine verstärkte Ab­
sicherung der AHV-Finanzierung, 
sondern auch Änderungen in der 
beruflichen Vorsorge (BVG). Der 
Mindestumwandlungssatz soll 
schrittweise von 6,8 % auf 6 % 
gesenkt werden. Weil dieser Um­
wandlungssatz die bestimmende 
Grösse für die Umwandlung des 
angesparten Kapitals in Renten 
ist, fällt diese Massnahme ins 
Gewicht: Bei einem Kapital von 
100 000 Franken zum Zeitpunkt 
der Pensionierung ginge die Jah­
resrente von 6800 auf 6000 Fran­
ken zurück. 

Trotz höherer Lebenserwartung 
Rentenniveau halten
Um das Rentenniveau dennoch 
halten zu können, sieht das er­
wähnte Reformprojekt vor, die 
Senkung des Umwandlungssat­
zes durch zwei Massnahmen 
auszugleichen: Zum einen will 
der Bundesrat den Koordinations­
abzug abschaffen, wodurch sich 
die beitragspflichtige Lohnsum­
me erhöht und so ein höherer Ka­
pitalstock als heute da ist, wenn 

man in Rente geht. Bemerkens­
werterweise ist diese Korrektur­
massnahme ganz speziell dazu 
angetan, die Rentensituation von 
Wenigverdienenden zu verbes­
sern, also nicht zuletzt von Frauen 
mit Teilzeitstellen. Zum andern 
sollen die Altersgutschriftensät­
ze, das heisst die BVG-Beitrags­
sätze, angepasst werden. Die neue 
Abstufung wird die Beschäfti­
gung älterer ArbeitnehmerInnen 
begünstigen, sollen doch für die 
über 55-Jährigen künftig diesel­
ben Beitragssätze gelten wie für 
die 45- bis 54-Jährigen. Alles in 
allem lässt sich mit der Kombina­

tion dieser beiden Massnahmen 
das bisherige Rentenniveau unter 
Berücksichtigung der gestiegenen 
Lebenserwartung halten. Für die 
Übergangsgeneration, der zu we­
nig Jahre bleiben, um ihr Kapital 
in der 2. Säule zu äufnen, wird 
der zu diesem Zweck hinreichend 
ausgestattete BVG-Garantiefonds 
die Lücken stopfen und ein Ren­
tenniveau gewährleisten, das je­
nem im alten System entspricht.

Korrekter Umwandlungssatz 
ist schwer zu ermitteln
Dass ein Anstieg bei der Lebens­
erwartung die Verteilung des 

angesparten Kapitals auf mehr 
Jahre nötig macht und sich die 
Jahresrente mithin verringert, 
liegt auf der Hand. Schwerer fass­
bar, weil viel komplexer, sind die 
Auswirkungen der Vermögens­
rendite. Das Zahlenbeispiel in der 
untenstehenden Tabelle verdeut­
licht, wie entscheidend wichtig 
dieser Parameter ist. Die Tabelle 
zeigt deutlich die Wichtigkeit 
des Vermögensertrags: Beläuft 
sich dieser auf nur 3 %, muss ein 
Umwandlungssatz von 6,1 % an­
gepeilt werden. Wirft das Vermö­
gen aber 5 % ab, ist ein Umwand­
lungssatz von 7,2 % möglich.
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DER BUNDESRAT PLANT EINE SENKUNG DES UMWANDLUNGSSATZES IN DER BERUFLICHEN VORSORGE. Als Kompensation dazu sind 
verschiedene Massnahmen vorgesehen.

Warum der Umwandlungssatz eine wandelbare Grösse ist

SCHEMATISCHE DARSTELLUNG DER SITUATION EINER/S FIKTIVEN VERSICHERTEN 
MIT EINER LEBENSERWARTUNG VON 22 JAHREN AB PENSIONIERUNG
Das Beispiel ist stark vereinfacht, weil darin weder Witwen-/Witwer-/Waisenrenten noch die Tatsache berücksichtigt sind, 
dass das angesparte Kapital jener, die vor dem Altersrücktritt sterben, zum finanziellen Gleichgewicht der Kasse beiträgt.

Szenario 1: Kapital 100 000 Szenario 2: Kapital 100 000

Nettovermögensertrag 5 %, Umwandlungssatz 
von 7,2% möglich

Nettovermögensertrag 3 %, Umwandlungssatz 
von 6,1 % möglich

Jahr ab 
Pensio-
nierung

Jahresrente  Saldo 
Vermögen 
vor Rendite

Netto-
vermögens
ertrag

Saldo 
Ende Jahr 
mit Rendite

Jahresrente Saldo 
Vermögen 
vor Rendite

Netto-
vermögens
ertrag

Saldo Ende 
Jahr mit 
Rendite

0  100 000    100 000   

1 7 235 92 765 4 638 97 403 6 092 93 908 2 817 96 725

2 7 235 90 168 4 508 94 676 6 092 90 633 2 719 93 352

3 7 235 87 441 4 372 91 813 6 092 87 260 2 618 89 878

… … … …

21 7 235 6 891 345 7 236 6 092 5 915 177 6 092

22 7 235 0 6 092 0

Lesehilfe am Beispiel in Szenario 1 mit einer Vermögensrendite von 5 %, im ersten Jahr: Das Anfangskapital von 100 000 Franken sinkt durch 
die ausbezahlte Rente von 7235 auf 92765 Franken am Ende des Jahres. Auf dem bestehenden Vermögen wird gleichzeitig ein Ertrag von 
4638 Franken erzielt, womit der Kapitalstock Ende Jahr 97403 Franken beträgt. Nach Ablauf der 22 Jahre ist das Kapital vollständig aufge-
zehrt. Gegenwärtig haben 65-Jährige, Frauen und Männer gemischt, eine Lebenserwartung von 21 Jahren, die Rechnung basiert jedoch auf 
22 Jahren, um der zu erwartenden Steigerung Rechnung zu tragen.
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Was für Schlüsse ergeben 
sich aus diesem vereinfachten 
Beispiel? Zunächst sicher einmal 
der, dass die Festlegung des Um­
wandlungssatzes keine exakte 
Wissenschaft ist: die Entwick­
lung der Vermögenserträge über 
ein Vierteljahrhundert hinweg zu 
prognostizieren, ist eine Knack­
nuss. Es gibt nicht nur Schwan­
kungen von Jahr zu Jahr, sondern, 
aufgrund differierender Anlage­
strategien, auch von einer Pen­
sionskasse zur andern. Zweitens 
spielt auch die durchschnittliche 
Lebenserwartung eine grosse 
Rolle. Zwar entwickelt sich diese 
nur langsam, aber doch merklich 
gegen oben. Und als ob die Sache 
nicht schon kompliziert genug 
wäre, ist die Lebenserwartung in 
einigen Berufsgattungen höher, 
was einen tieferen Umwand­
lungssatz bedingen wird, wäh­
rend in andern Sektoren, wo die 
Versicherten im Schnitt weniger 
alt werden, höhere Renten ange­
zeigt sind. Was den Tod betrifft, 
sind leider nicht alle Beschäftig­
ten gleich, das muss man sich vor 
Augen halten. Jene, die ihr Geld 
mit körperlich anstrengender 
Arbeit verdienen, sterben durch­
schnittlich früher.

Problematische Lebensversiche-
rungsgesellschaften 
Setzt man den Umwandlungs­
satz zu hoch an, wird die Pen­
sionskasse früher oder später 

pleitegehen und für die Renten 
nicht mehr aufkommen können, 
so weit, so klar. Was aber, wenn 
der Umwandlungssatz zu tief an­
gesetzt wird? Für die zwei Drittel 
aller Angestellten, die das Glück 
haben, einer wirklichen, autono­
men Pensionskasse anzugehören, 
bedeutet dies, dass das Geld, das 
ihnen nicht sofort in Rentenform 
ausbezahlt wird, in der Pensions­
kasse bleibt, im Kollektiveigen­
tum der Versicherten. Das festigt 
die Institution und erlaubt es zum 
Beispiel, mittels der gebildeten 
Reserven die Renten an die Teu­
erung anzupassen, wenn diese ei­
nes Tages wieder anziehen sollte. 
Für all jene hingegen, die zu einer 
an eine Lebensversicherungsge­
sellschaft angelehnten Pensions­
kasse gehören, können die Folgen 
dramatisch sein: Ein Teil der 
Überschüsse kann abfliessen, um 
den Gewinn des Versicherers zu 
mehren. Die nicht in Rentenform 
ausgeschütteten Mittel könnten 
auch für eine Aufblähung von 
Verwaltungskosten oder überzo­
gene Vermögensverwaltungskos­
ten herhalten müssen.

Womit allen klar sein dürfte, 
dass der Umwandlungssatz längst 
nicht nur einen technischen Para­
meter darstellt, der eine gerechte 
Verteilung des Vermögens zwi­
schen den Versicherten verschie­
dener Generationen sicherstellen 
soll. Er ist auch dazu da, um die 
Gemeinschaft der Versicherten 

vor der Raffgier bestimmter Ak­
teure in diesem System zu schüt­
zen. Genau aus diesem Grund 
sieht das Bundesratsprojekt üb­
rigens auch vor, den Anteil am 
Betriebsgewinn, den die Lebens­
versicherer für sich behalten 

Information aus 
erster Hand
Mit diesem Spendenmagazin informiert die SP 
Schweiz ihre Gönnerinnen und Gönner aus erster 
Hand über aktuelle politische Entwicklungen. 
SP-Mitglieder aus dem National- und Ständerat 
berichten über ihre Fachgebiete in der Sozial­
politik, im Umweltschutz oder bei der Umsetzung 
der Energiewende. Wir haben die beiden bisheri­
gen Publikationen «sonnenklar» und die «News 
des Komitees für eine sichere Altersvorsorge» zum 
neuen Spendenmagazin «solidarisch» zusammen­
geführt. Mit «solidarisch» können wir Sie rascher 
und umfassender über unsere politische Arbeit 
informieren.

Unser Einsatz für die sozialdemokratischen Ziele 
kann dank Ihrer Unterstützung fortgesetzt und 
verstärkt werden. Wenn Sie «solidarisch» regel­
mässig, ohne Verpflichtung, erhalten möchten, 
senden Sie bitte Ihre Postanschrift an 
solidarisch@spschweiz.ch.

Mit bestem Dank
SP Schweiz

Warum der Umwandlungssatz eine wandelbare Grösse ist
dürfen, zu reduzieren (Stichwort 
Mindestquote) und die Trans­
parenz zu verstärken, namentlich 
durch die Schaffung einheitlicher 
öffentlicher Grundlagen zur Be­
rechnung der Lebenserwartung.

 
 


